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Betreff: 
 
SPD-Fraktion/Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/Fraktion Die Linke.OL 
Haushaltsbegleitantrag 2018 - Jugendbeteiligung im Kreis 
 
   
Sozialausschuss 05.12.2017 öffentlich vorberatend 
Haupt- und Finanzausschuss 07.12.2017 öffentlich vorberatend 
Kreistag 11.12.2017 öffentlich beschließend 
 

    
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag stellt fest: 
In Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention ist die Berücksichtigung des Kindeswillens festge-
schrieben worden. Kinder und Jugendliche haben eigene Interessen, Meinungen und Anliegen. 
Sie sind Experten*innen für alle Themen, die die Politik im Kreis betreffen. Beispielhaft sind die 
Schulen, die Jugendförderung und die Jugendhilfe genannt. Eine verstärkte demokratische Be-
teiligung von Jugendlichen stärkt das demokratische Gemeinwesen insgesamt.  
 
Der Kreistag möge beschließen: 
 
Der Kreisausschuss wird gebeten, gemeinsam mit den Städten und Gemeinden ein Kon-
zept für die Beteiligung von Kinder und Jugendliche auf Kreisebene zu erarbeiten. Hier-
bei ist eine Kontinuität der möglichen Beteiligung sicherzustellen. Die Erarbeitung eines 
Mentoring-Programm von Kreistagsmitgliedern soll dabei Berücksichtigung finden. 
 
In einigen Kommunen finden bereits kontinuierliche Prozesse statt, bei denen Kindern 
und Jugendliche die kommunale Politik nahe gebracht wird und ihre Ideen und Anliegen 
für die Gestaltung ihrer Umgebung aufgenommen werden. Diese Erfahrungen sollen auf-
gearbeitet und genutzt werden, um auch in den anderen Kommunen zu mehr Kinder- und 
Jugendbeteiligung zu kommen.  
 
Die Ergebnisse der örtlichen Beteiligungen sollen auf die Kreisebene getragen werden. 
Dabei soll es eine Konzentration auf die Themen geben, die der Kreis zu verantworten 
hat. Kinder und Jugendliche werden auf Kreisebene gehört und ihre Wünsche und Be-
dürfnisse in die Entscheidungen des Kreises einbezogen.  
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
 
Groß-Gerau, 03.12.2017  
 
 


